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Festsetzung der Vergütung stationärer Pflegeleistun gen 

Entscheidung des BSG vom 16.05.2013; Az. B 3 P 2/12 R 
Mitglieder-Info Nr. 14/2013  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit o. g. Mitglieder-Info hatte ich Sie über den Terminbericht des 3. Senates des Bundessozi-
algerichtes zu den Verhandlungen vom 16.05.2013 informiert. Ich hatte Sie dabei auf das o. g. 
Verfahren aufmerksam gemacht. In diesem Verfahren hat sich der Senat u. a. mit der Frage 
der Berücksichtigung von Tariflöhnen bei der Vergütungsfindung für stationäre Pflegeeinrich-
tungen befasst. 

Die Entscheidung liegt nunmehr im Wortlaut vor und ist als Anlage  beigefügt. 

Unter Hinweis auf seine letzten Entscheidungen stellt der erkennende Senat noch einmal dar, 
dass Pflegesatzverhandlungen und evtl. nachfolgende Schiedsstellenverhandlungen grund-
sätzlich nach einem zweigliedrigen Prüfungsschema durchzuführen sind: 

• Abschätzung der voraussichtlichen Kosten der in der Einrichtung erbrachten Leistun-
gen nach § 85 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 und Satz 3 SGB XI (Prognose),  

• daran anschließend die Prüfung der Leistungsgerechtigkeit nach § 84 Abs. 2 Satz 1 
und 4 SGB XI. Maßgebend dafür sind die Kostensätze vergleichbarer Leistungen in 
anderen Einrichtungen (externer Vergleich). 
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Daraus folgend seien die Pflegesätze und Entgelte dann leistungsgerecht im Sinne von § 84 
Abs. 2 Satz 1 SGB XI, wenn  

- die voraussichtlichen Gestehungskosten der Einrichtung nachvollziehbar und plausibel 
dargelegt würden und  

- in einer angemessenen und nachprüfbaren Relation zu den Sätzen anderer vergleich-
barer Einrichtungen stünden. 

In der weiteren Urteilsbegründung stellt der 3. Senat u. a. fest, dass  

• die Einhaltung der Tarifbindung und die Zahlung ortsüblicher Gehälter nach der jünge-
ren Senatsrechtsprechung immer als wirtschaftlich angemessen im Sinne von § 84 
Abs. 2 Satz 4 SGB XI zu werten sei und stets den Grundsätzen wirtschaftlicher Be-
triebsführung genüge. Dieses Ziel sei zuletzt nochmals bekräftigt worden durch die Er-
gänzung von § 84 Abs. 2 Satz 4 SGB XI durch das Pflege-Neuausrichtungsgesetz 
(PNG). 

• das Wettbewerbskonzept maßgeblich auch das Vergütungsregime des SGB XI präge,  

• die Vorgabe der leistungsgerechten Vergütung eine klare Absage an jegliche Form der 
Kostenerstattung bedeute. Dies schließe es aus, Vergütungsforderungen tarifgebun-
dener Einrichtungen von der Prüfung im Rahmen des externen Vergleichs prinzipiell 
auszunehmen.  

• der besonderen Bedeutung der Tarifbindung für die Bemessung der Pflegevergütung 
Rechnung zu tragen sei, durch eine auf Ausnahmefälle beschränkte Kürzung von Per-
sonalaufwendungen,  

• es keinen Freibrief gebe, auf Kosten der Versicherungsträger und der Versicherten 
jedwede Gehaltserhöhung zu vereinbaren, auch wenn dies auf Tarifvertrag oder Be-
triebsvereinbarung beruhe,  

• pauschale Zuschläge für unvorhersehbare und nicht näher konkretisierte Unterneh-
mensrisiken einer Pflegeeinrichtung nicht zustünden,  

• der Gesetzgeber die Pflegesatzermittlung ausdrücklich aus prospektives Verfahren 
ausgestaltet habe und sie auch damit dem Prinzip der reinen Kostendeckung entzo-
gen habe und deshalb die Bestimmung der angemessenen Pflegevergütung notwen-
dig mit Unwägbarkeiten über die Höhe der tatsächlich anfallenden Kosten verbunden 
sei, 

• finanzielle Rückstellungen für den Pflegebetrieb typischerweise Teil des Unternehmer-
risikos seien und deshalb allenfalls in Ausnahmefällen gesondert berücksichtigt wer-
den könnten. 

Die Entscheidung des 3. Senates hat für den Bereich der Vergütungsfindung in stationären 
Pflegeeinrichtungen grundsätzliche Bedeutung. Ich habe sie daher auch für die Beratungen 
des Fachausschusses III im Oktober 2013 vorgesehen.  

 
Mit freundlichen Grüßen  
 
gez.: 
 
Matthias Krömer 


